
Beschluss: 
Der Rat. 
1. nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur Kenntnis und beschließt, die von der 

FDP–Fraktion beantragte Durchführung einer Bürgerbefragung parallel zur 
Bundestagswahl 2013 nicht vorzunehmen und 
 

2. beauftragt den Bürgermeister, einen Referenten/Referentin zum Thema 
Bürgerbeteiligung/Bürgerbefragung, bezogen auf die Besonderheiten Bornheims, in 
den Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss einzuladen. 
 

  
 


